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Kantonale Regierungsratswahlen Zürich 2023

Elections des gouvernements cantonaux

Bei den Regierungsratswahlen im Kanton Zürich 2023 traten alle bisherigen
Regierungsmitglieder erneut zur Wahl an – dies obwohl zumindest in den Zeitungen
lange darüber spekuliert wurde, dass sich der bisherige Finanzdirektor Ernst Stocker
(ZH, svp) nach drei Amtszeiten mit 68 Jahren zurückziehen würde. Doch die SVP bat
Stocker, noch einmal zu den Wahlen anzutreten – unter anderem in einer öffentlichen
Erklärung. Gemäss Recherche der Tamedia-Zeitungen hatten der SVP zuvor
«prominente SVPler (...) reihenweise abgesagt». Stocker liess seine Partei lange
zappeln, gab dann aber im März 2022 bekannt, an der Seite von Gesundheitsdirektorin
Natalie Rickli (ZH, svp) erneut zu kandidieren. Stocker betonte dabei, dass er im Falle
einer Wiederwahl plane, die gesamte Legislatur Regierungsrat zu bleiben. Auch bei
Sicherheitsdirektor Mario Fehr (ZH, parteilos) war lange nicht klar, ob er sich um eine
weitere Amtszeit bewerben würde. Er war 2021 aufgrund von Spannungen mit der
kantonalen Parteileitung aus der SP ausgetreten und amtierte seither als Parteiloser im
Regierungsrat. Erst im September gab Mario Fehr bekannt, dass auch er erneut
antreten werde. Er tat dies ohne Wahlkampfbündnis mit einer Partei. Stattdessen
fanden sich in seinem breit abgestützten Wahlkomitee Personen aus fast allen Parteien
– darunter auch rund 30 Mitglieder der SP. Darüber ärgerte sich insbesondere die Juso,
welche zusammen mit den Jungen Grünen eine Gegenkampagne gegen Fehr startete,
um seine Wiederwahl zu verhindern. Die SP-Parteispitze versuchte derweil, die
Gemüter zu beruhigen. Selbstverständlich dürften SP-Mitglieder auch ins Komitee von
Fehr, so die Parteileitung. Dennoch erwarte man, dass Mitglieder vor allem das SP-
Zweierticket wählen würden. Auf diesem Zweierticket stand neben der bisherigen
Vorsteherin der Direktion der Justiz und des Innern Jacqueline Fehr (ZH, sp) auch die
amtierende Nationalrätin Priska Seiler Graf (ZH, sp). Seiler Graf sollte also der SP wieder
einen zweiten Regierungssitz sichern. Dabei wollte sie jedoch nicht unbedingt Mario
Fehr aus der Regierung verdrängen. Stattdessen schien sie eher auf den Sitz von
Bildungsdirektorin Silvia Steiner (ZH, mitte) zu zielen, die in verschiedenen Umfragen
von den Bisherigen an letzter Stelle rangierte. Seiler Graf kritisierte Silvia Steiner in
Interviews wiederholt für ihre Politik während der Corona-Krise sowie für ihren Umgang
mit dem Mangel an Lehrpersonen. Sie erwähnte zudem in diesen Interviews, dass sie
sich als ehemalige Lehrerin gut vorstellen könne, die Bildungsdirektion zu übernehmen.
Nicht zuletzt verschickte Seiler Graf auch Briefe an rund 4'400 Zürcher Lehrpersonen,
in der sie zur Teilnahme an einer Onlineumfrage aufrief und unter anderem von einem
«Versagen der Politik» im Bildungsbereich sprach. Dies brachte ihr einen Rüffel durch
das Stadtzürcher Schulamt ein, da sie entgegen dem Reglement des Schulamtes keine
Bewilligung für die Umfrage eingeholt habe. Neben Priska Seiler Graf schienen auch
andere Kandidierende hauptsächlich den Sitz von Silvia Steiner anzugreifen,
insbesondere der GLP-Kandidat Benno Scherrer (ZH, glp). Scherrer, langjähriger
Kantonsrat, hatte sich intern gegen die ehemalige SP-Nationalrätin Chantal Galladé, die
2019 zur GLP gewechselt war, durchgesetzt. An der entsprechenden
Nominierungsversammlung hatten die GLP-Delegierten zwar eingeräumt, dass Chantal
Galladé bekannter sei als Scherrer, sie nominierten schliesslich dennoch Scherrer
aufgrund seiner langjährigen Erfahrung für die GLP in der Kantonspolitik. In der Tat sass
Benno Scherrer schon seit 2007 im Kantonsrat und hatte die dortige GLP-Fraktion acht
Jahre lang präsidiert. Auch die FDP hoffte, ein bisheriges Mitglied der Regierung
verdrängen zu können. Die Freisinnigen versuchten nämlich, ihren 2019 an den Grünen
Martin Neukom (ZH, gp) verlorenen Sitz wieder zurückzuerobern. Neben der
amtierenden und wieder antretenden Volkswirtschaftsdirektorin Carmen Walker Späh
(ZH, fdp) nominierte die FDP für diese Mission den Direktor des liberalen Think Tanks
Avenir Suisse, Peter Grünenfelder (ZH, fdp). Grünenfelder, ein politischer
Quereinsteiger, der noch nie ein politisches Amt besetzt hatte, sorgte für einigen
Wirbel im Wahlkampf. Unter anderem sorgte er für Kritik, weil er während dem
Wahlkampf seinen Direktorenposten bei der nominell parteiunabhängigen Avenir Suisse
nicht ruhen liess. Zudem kritisierte er ebenfalls die Zürcher Bildungspolitik, was
teilweise als Angriff auf Silvia Steiner ausgelegt wurde. Dies sorgte für Misstöne im
bürgerlichen Lager, denn für viele Bürgerliche schien klar, dass Grünenfelder keine
Chance auf einen Einzug in die Regierung hatte und mit dem Angriff auf Steiner nur die
Chancen von SP-Kandidatin Seiler Graf erhöhte. Die bürgerlichen Parteien versuchten
danach demonstrativ, die Reihen zu schliessen. Schliesslich schaltete sich sogar SVP-
Doyen Christoph Blocher (ZH, svp) ein und ermahnte die SVP-Basis, neben den eigenen
Kandidierenden auch Grünenfelder, Walker Späh und Steiner zu wählen. Auch links der
Mitte schlossen sich die Parteien im Wahlkampf zu einem Bündnis zusammen. Anders
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als bei den Kantonsratswahlen, wo sich SP, Grüne, AL, GLP und EVP zu der sogenannten
«Klimaallianz» zusammengeschlossen hatten, gehörten diesem Bündnis für die
Regierungsratswahlen allerdings nur die SP, die Grüne Partei und die AL an. Die Grünen
stiegen dabei einzig mit ihrem bisherigen Baudirektor Martin Neukom ins Rennen, die
AL portierte die Kantonsrätin Anne-Claude Hensch (ZH, al). Die GLP mit Benno Scherrer
und die EVP, die mit ihrem Kantonsrat Daniel Sommer (ZH, evp) antraten, blieben bei
dem Bündnis aussen vor. 
Neben allen bisherigen Mitgliedern der Regierung und den zusätzlich Kandidierenden
der Regierungsparteien, der GLP und der EVP traten verschiedene weitere Personen
zur Wahl an, namentlich Hans-Peter Amrein (ZH, parteilos), Josua Dietrich (ZH, freie
Liste), Peter Vetsch (ZH, parteilos), Florian Wegmann (ZH, parteilos), Bernhard Schmidt
(ZH, parteilos) und Patrick Jetzer (ZH, aufrecht). 

Der Wahlsonntag brachte schliesslich keine personellen Wechsel im Zürcher
Regierungsrat. Alle bisherigen Mitglieder der Regierung wurden bereits im ersten
Wahlgang souverän wiedergewählt. Das beste Resultat erzielte der zum ersten Mal als
Parteiloser angetretene Mario Fehr mit 192'711 Stimmen. Dahinter platzierten sich
Natalie Rickli (svp; 181'842 Stimmen), Ernst Stocker (svp; 177'639), Martin Neukom (gp;
161'864), Jacqueline Fehr (sp; 148'610), Silvia Steiner (mitte; 146'242) und Carmen
Walker Späh (fdp; 145'444). Am nächsten an die Bisherigen kam Priska Seiler Graf mit
120'586 Stimmen. Sie verpasste den Einzug in die Regierung letztlich jedoch relativ
deutlich um rund 25'000 Stimmen. Zu den Geschlagenen gehörten auch Peter
Grünenfelder (108'395), Benno Scherrer (93'603), Anne-Claude Hensch (70'189), Hans-
Peter Amrein (62'025), Daniel Sommer (42'961), Josua Dietrich (28'622), Peter Vetsch
(28'040), Florian Wegmann (23'521), Bernhard Schmidt (21'861) und Patrick Jetzer
(17'130). 

Die Wahlbeteiligung betrug 35.8 Prozent, rund 3.8 Prozentpunkte mehr als 2019. Auch
bei den Departementen blieb alles gleich wie vor den Wahlen, da die frisch bestätigten
Regierungsrätinnen und Regierungsräte auf eine Rochade verzichteten. 1

Kantonale Regierungsratswahlen Basel-
Landschaft 2023

Elections des gouvernements cantonaux

Die Regierungsratswahlen im Kanton Basel-Landschaft vom Februar 2023 wurden im
Juli 2022 durch die etwas überraschende und eher spät erfolgte Rücktrittsankündigung
des amtierenden Volkswirtschafts- und Gesundheitsdirektors Thomas Weber (BL, svp)
so richtig lanciert. Dieser gab an, er wolle nach zehn Jahren in der Regierung unter
anderem wieder mehr Zeit mit seiner Familie verbringen und auch politisch oder
beruflich neue Herausforderungen annehmen. Um ihren frei werdenden Sitz im
fünfköpfigen Regierungsgremium zu verteidigen, nominierte die SVP Nationalrätin
Sandra Sollberger (BL, svp). Sollberger genoss in Basel-Landschaft eine hohe
Bekanntheit und galt als SVP-Hardlinerin. Die Basler Zeitung attestierte ihr
beispielsweise eine «extreme Haltung in Ausländerfragen [und] in der Europapolitik».
Die Nomination von Sollberger wurde denn auch zu einem Stresstest für die
«bürgerliche Allianz» der Baselbieter Mitte, FDP und SVP. Diese Parteien hatten
geplant, den Wahlkampf zusammen zu bestreiten und die Kandidierenden der anderen
Parteien ihren Wählenden jeweils zur Wahl zu empfehlen. Noch 2019 war eine solche
Allianz zumindest teilweise daran gescheitert, dass die SVP neben Weber mit Thomas de
Courten (BL, svp) einen Kandidaten nominiert hatte, der in den Augen der damaligen
CVP zu extrem war und den sie nicht unterstützen wollte. Trotz einiger kritischer
Stimmen innerhalb der Mitte betreffend Sollbergers Positionen beschlossen deren
Mitglieder schliesslich, neben ihrem bisherigen Finanzdirektor Anton Lauber (BL, mitte)
und der FDP-Bildungsdirektorin Monica Gschwind (BL, fdp) auch Sollberger zur Wahl zu
empfehlen. Ein zweites potenzielles Hindernis für die bürgerliche Allianz bestand in der
Frage, mit wie vielen Kandidierenden die Allianz antreten würde. Die FDP liebäugelte
offen damit, neben ihrer bisherigen Regierungsrätin Gschwind noch eine zweite
Kandidatur zu stellen. Die SVP sah aber in einer zweiten FDP-Kandidatur eine mögliche
Gefahr für die Wahl Sollbergers. Um einen Konflikt mit der SVP zu verhindern und um
die bürgerliche Allianz nicht zu gefährden, beschloss eine Mehrheit der FDP-
Delegierten deshalb, auf eine zweite Kandidatur zu verzichten und nur die drei
bürgerlichen Kandidierenden zur Wahl zu empfehlen. Auch bei dieser
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Nominationsveranstaltung gab es jedoch kritische Voten an die Adresse der SVP und
ihrer Kandidatin. Trotz dieser Schwierigkeiten stand am Schluss die bürgerliche Allianz. 
Auf linker Seite bildete sich derweil kein Pendant zu dieser Allianz. Die SP und die
Grünen verzichteten, trotz vieler gemeinsamer Positionen, auf eine Zusammenarbeit im
Wahlkampf. Die Grünen hatten bereits im Herbst 2021 angekündigt, neben ihrem
amtierenden Regierungsrat Isaac Reber (BL, gp) noch eine zweite Kandidatur zu
lancieren. Nach mehreren Absagen aussichtsreicher potenzieller Kandidierender
musste die Partei aber im Mai 2022 zurückkrebsen. Die Sozialdemokraten hingegen
nominierten neben ihrer bisherigen Sicherheitsdirektorin Kathrin Schweizer (BL, sp) mit
Landrat Thomas Noack (BL, sp) noch einen zweiten Kandidierenden. Die fehlende
Kooperation im Wahlkampf zwischen den beiden linken Parteien zeigte sich auch an
einigen öffentlich ausgetragenen Unstimmigkeiten, etwa als die SP und Noack den
amtierenden Bau- und Umweltdirektor Reber für dessen Klimapolitik, welche aus Sicht
der SP bisher zu wenig ambitioniert gewesen sei, kritisierten. 
Die GLP portierte derweil den unbekannten IT- und Energieberater Manuel Ballmer (BL,
glp). Ihm wurden von den Medien im Vorfeld kaum Chancen auf eine Wahl eingeräumt.
Das Kandidierendenfeld komplettierte Thomi Jourdan (BL, evp), der bereits bei einer
Ersatzwahl 2013 einmal für den Regierungsrat kandidiert hatte und dabei zwar
unterlegen war, aber ein gutes Resultat erzielt hatte. Jourdan gab seine Kandidatur erst
Mitte Oktober 2022 bekannt – einiges später als die restlichen Kandidierenden. Er
bewarb sich explizit auf den frei gewordenen Posten als Volkswirtschafts- und
Gesundheitsdirektor und führte eine äusserst sichtbare Kampagne, insbesondere auf
Plakaten. Ganz anders derweil die Kampagne von Sandra Sollberger. Die als Favoritin ins
Rennen gestartete SVP-Vertreterin mied viele Wahlpodien und schlug auch zahlreiche
Medienanfragen aus. Die Medien attestierten ihr deshalb einen «schwachen
Wahlkampf» (Tages-Anzeiger).

Der Wahlsonntag am 12. Februar 2023 brachte dann tatsächlich die Überraschung:
Thomi Jourdan holte 26'228 Stimmen und zog damit als schweizweit erster Vertreter
der EVP in eine kantonale Regierung ein. Die bisherigen Regierungsrätinnen und -räte
schafften alle die Wiederwahl problemlos. Das beste Resultat erzielte Anton Lauber
(41'725 Stimmen), gefolgt von Isaac Reber (37'522), Kathrin Schweizer (35'032) und
Monica Gschwind (35'018). Eine herbe Niederlage setzte es für die SVP und ihre
Kandidatin Sandra Sollberger ab. Sie übertraf zwar mit ihren 25'085 Stimmen ebenfalls
knapp das absolute Mehr von 24'962 Stimmen, landete aber nur auf dem sechsten
Platz, womit sie die Wahl um 1'143 Stimmen verpasste. So schied die SVP am gleichen
Tag, an dem sie bei den Landratswahlen zur stärksten Kraft wurde, aus der Regierung
aus. Thomas Noack (23'771 Stimmen) und Manuel Ballmer (20'112) reihten sich auf den
Plätzen sieben und acht ein. Die Wahlbeteiligung lag bei 34.3 Prozent. Zwei Tage nach
den Wahlen nahm die frisch gewählte Regierung die Verteilung der Departemente vor.
Sie beschloss dabei, dass Jourdan sein Wunschdepartement, das Volkswirtschafts- und
Gesundheitsdepartement, übernimmt. Die restlichen Mitglieder des Regierungsrates
behielten alle ihre Dossiers. 2

Kantonale Regierungsratswahlen Appenzell
Ausserrhoden 2023

Elections des gouvernements cantonaux

Bei den kantonalen Regierungsratswahlen in Appenzell Ausserrhoden 2023 galt es den
freiwerdenden Sitz von Paul Signer (AR, fdp) zu besetzen. Der scheidende FDP-
Finanzdirektor hatte sich nach 30 Jahren in der Ausserrhoder Politik und nach zehn
Jahren im Regierungsrat entschlossen, bei den Gesamterneuerungswahlen 2023 nicht
mehr anzutreten. Für Signers Nachfolge stellte sich Katrin Alder-Preisig (AR, fdp) zur
Verfügung. Sie sass seit 2013 im Kantonsrat und hatte diesen 2019/20 präsidiert. Sie
war bereits früher bei wichtigen politischen Vakanzen als mögliche Nachfolgerin
gehandelt worden, hatte jedoch hauptsächlich aus familiären Gründen jeweils auf eine
Kandidatur verzichtet, wie die Appenzeller Zeitung berichtete. Eine Gegenkandidatur
gab es weder innerhalb noch ausserhalb der FDP. Da sich die anderen vier amtierenden
Regierungsräte allesamt für eine weitere Amtszeit bewarben, kandidierten wie schon
bei den letzten Gesamterneuerungswahlen 2019 genau fünf Personen für das
fünfköpfige Regierungsgremium. 
Auch für das Amt des Landammanns kandidierte nur eine Person, nämlich der
amtierende SP-Regierungsrat Yves Noël Balmer (AR, sp), der gemäss dem
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Anciennitätsprinzip an der Reihe war. Zwar sehe die Ausserrhoder Verfassung vor, dass
die Landammanwahl eine Volkswahl sei, doch die Regierung stehe zum
Anciennitätsprinzip, weshalb nur er kandidiere, begründete Balmer gegenüber den
Medien. 
Der fehlende politische Konkurrenzkampf unter den Parteien wurde auch dadurch
unterstrichen, dass alle in der Regierung vertretenen Parteien jeweils alle anderen
Kandidierenden zur Wahl empfahlen. Auch die nicht in der Regierung vertretene EVP
empfahl die Bisherigen und Alder en bloc zur Wahl, lamentierte aber die fehlende
Auswahl für die Wählenden – dadurch werde die Demokratie geschwächt, so die Partei.
Eine eigene Kandidatur stellte die EVP freilich nicht. Auch aus den Medien wurden
Stimmen laut, welche die fehlende Auswahl kritisierten. In einem Leitartikel schrieb
auch die Appenzeller Zeitung, dass dadurch die Demokratie geschädigt würde, weil die
eigentliche Wahl nicht mehr der Stimmbevölkerung, sondern den Parteien zufalle. Dies
zeige aber auch, dass das Ausserrhoder Politsystem an Grenzen stosse; es sei
zunehmend schwierig, geeignete Kandidierende für politische Ämter zu finden. 

Am Wahlsonntag blieben Überraschungen aus. Alle Kandidierenden schafften
komfortabel die Wahl in die Regierung. Mit 9'242 Stimmen zuvorderst platzierte sich
der parteilose Bildungs- und Kulturdirektor Alfred Stricker (AR, parteilos). Katrin Alder-
Preisig (fdp) holte 9'217 Stimmen und erzielte somit auf Anhieb das zweitbeste Resultat.
Mit ihr hielt die erste Frau seit 2017 in die Regierung Einzug. Hinter Stricker und Alder-
Preisig folgten der bisherige Vorsteher des Departements Inneres und Sicherheit
Hansueli Reutegger (AR, svp; 9'059 Stimmen), Bau- und Volkswirtschaftsdirektor Dölf
Biasotto (AR, fdp; 8'882 Stimmen) und Gesundheits- und Sozialdirektor Yves Noël
Balmer (sp; 8'827 Stimmen). 
Die Wahlbeteiligung betrug – ob der Nicht-Auswahl wenig erstaunlich – lediglich 26.3
Prozent. Nach der Wahl kam es zu einer kleinen Rochade in den Departementen.
Hansueli Reutegger übernahm von Paul Signer das Dossier Finanzen; Katrin Alder-
Preisig wird neu Reuteggers bisheriges Departement des Inneren und der Sicherheit
leiten. 3

Election Conseil d'Etat genevois 2023

Elections des gouvernements cantonaux

La Tribune de Genève l'avait prédit début janvier, les élections au Conseil d'Etat, mais
aussi au Grand Conseil genevois, s'annonçaient très ouvertes en avril 2023. Les
résultats n'ont pas donné tort au journal du bout du lac, puisque qu'au terme du
second tour, la gauche a été contrainte d'abandonner sa majorité, sans pour autant que
la droite ne puisse vraiment la revendiquer. En effet, un électron libre est venu jouer les
trouble-fête dans le bal normalement bien établi des partis politiques, en la personne
du revenant Pierre Maudet (libertés et justice sociale). L'enfant terrible de la politique
genevoise avait démissionné du Conseil d'Etat en 2020; il réintègre donc l'exécutif sous
la bannière de sa liste Libertés et justice sociale, retrouvant certains de ses ancien.ne.s
collègues à la Tour Baudet. En effet, Nathalie Fontanet (plr), Thierry Apothéloz (ps) et
Antonio Hodgers (vert-e-s) ont été réélu.e.s, alors qu’Anne Hiltpold (plr), Delphine
Bachmann (centre) et Carole-Anne Kast (ps) sont les nouvelles venues d’un
gouvernement à majorité féminine.
En 2023, les regards étaient braqués sur les cantons qui réélisaient leurs autorités afin
d’identifier des tendances en vue des élections fédérales du mois d’octobre. Pourtant,
le cas du canton de Genève demeurait relativement spécifique, avec certains
mouvements politiques qui lui sont propres. C’est notamment le cas du Mouvement
citoyen genevois (MCG), dont l’unique conseiller d’Etat Mauro Poggia n’a pas brigué de
nouveau mandat. Elu en 2013, il aurait, selon la presse, des ambitions fédérales. Il
pourrait viser le Conseil des Etats, alors qu'il a déjà siégé au Conseil national entre 2011
et 2013. Deux autres sortant.e.s ne se sont pas représentés. Il s’agissait premièrement
de la socialiste Anne Emery-Torracinta, élue en 2013 elle aussi, dont la gestion des
affaires de maltraitance au foyer de Mancy et le projet d’école inclusive, critiqué de
tous les côtés, ont terni la fin de mandat. Deuxièmement, le centriste Serge Dal Busco a
décidé de quitter l’exécutif après deux mandats à la tête des finances d'abord, des
infrastructures ensuite. Il a expliqué vouloir laisser la place à la relève, estimant qu’à 63
ans et dix années au gouvernement, il était temps pour lui de passer à autre chose.

Les sièges libres ont suscité de nombreuses convoitises, puisque 23 candidatures ont
été recensées au total. Parmi celles-ci, on retrouvait quatre sortant.e.s : la libérale-
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radicale Nathalie Fontanet, le socialiste Thierry Apothéloz, ainsi que les vert-e-s
Antonio Hodgers et Fabienne Fischer. Ces quatre ministres sortaient d’une législature
mouvementée, notamment en raison de l’affaire Maudet. Ce dernier, triomphalement
élu au premier tour en 2018, a fini par être contraint à la démission en octobre 2020,
miné par les suites judiciaires de son voyage à Abu Dhabi. Avant son retrait, il s’est
pourtant tant bien que mal accroché à son siège, voyant coup sur coup la présidence
du Conseil d’Etat puis la majorité des tâches de son dicastère de l’économie lui être
retirées. L’autre événement marquant de la législature a été la pandémie de Covid-19,
qui a exposé au grand jour la pauvreté en ville de Genève, où de nombreux sans-papiers
ont perdu leur emploi du jour au lendemain. Malgré les dépenses liées à la pandémie,
Le Temps a relevé que la santé financière du canton, dont les recettes fiscales ont
augmenté, a constitué le point positif de la législature. Pourtant, le journal a dressé un
bilan assez critique, relevant que le Conseil d’Etat a renvoyé l’image « d’un
gouvernement peu collégial, formant une addition de chefs de département se mêlant
rarement des affaires des autres ». Aussi dans le but de tirer un bilan, la Tribune de
Genève a publié une série de portraits consacrés aux ministres sortant.e.s. Antonio
Hodgers y a été désigné comme un « vert pragmatique », dont le bilan est globalement
positif, avec des progrès dans le domaine du logement, très important à Genève.
Parfois qualifié de « bétonneur » par ses détracteurs, il a défendu le besoin de
densification en ville de Genève, argumentant que « l’écologie consiste à construire la
ville en ville ». L’un de ses succès est l’ambitieux Plan climat cantonal, adopté en 2021.
Pour sa part, Thierry Apothéloz a été décrit comme un personnage apprécié pour sa
recherche du consensus, mais à qui l'on reproche des projets principaux n’ayant pas
(encore) abouti. Selon un député PLR, « Apothéloz a pris quatre ans et demi pour
discuter, négocier, palabrer, puis a tout déposé durant les six derniers mois » de la
législature. Quant à Thierry Apothéloz lui-même, il a souligné l’impact de la pandémie
sur son Département de la cohésion sociale, ce qui a évidemment ralenti certains
projets, au niveau de l'aide sociale et de la culture par exemple. Elue en 2018, Nathalie
Fontanet n’a pas été visée par les critiques. Au contraire, le travail de la cheffe du
Département des finances et des ressources humaines a été salué de tous les côtés de
l’échiquier politique, la gauche lui réservant tout au plus quelques remarques. Dernière
sortante à se représenter, Fabienne Fischer avait été élue en 2021 lors de l’élection
complémentaire suivant la démission de Pierre Maudet. En raflant ce siège, l’écologiste
Fischer avait permis à la gauche d’obtenir la majorité. Héritant du Département de
l’économie, elle n’a pas eu la tâche facile, face à la réticence des milieux économiques
et de la droite. Elle a également été critiquée par les syndicats en raison de sa gestion
du dossier Uber. N’ayant qu’un maigre bilan à mettre en avant en raison de son arrivée
tardive, Fabienne Fischer a été considérée par la presse comme celle dont le siège
semblait le plus exposé. 
Pour ce qui est des autres candidatures, le PS a présenté la magistrate d’Onex Carole-
Anne Kast aux côtés d'Apothéloz. Celle qui a été présidente de la section cantonale du
parti entre 2014 et 2018 a été préférée à la députée Caroline Marti. En compagnie des
deux écologistes Hodgers et Fischer, les socialistes ont composé le ticket commun de la
gauche. Ils n’ont pourtant pas été seul.e.s à se lancer de ce côté du spectre politique,
puisque la gauche radicale a compté cinq candidatures: Jean Burgermeister et Stefania
Prezioso Batou pour la Liste d’union populaire (LUP), Teo Frei, benjamin des
candidat.e.s avec ses 25 ans et militant de la grève du climat, Françoise Nyffeler Batou,
et Alexander Eniline pour la liste SolidaritéS – DAL – Parti du Travail. Le Centre a vu
Delphine Bachmann, déjà candidate au deuxième tour de l’élection complémentaire en
2021, et Xavier Magnin, conseiller administratif de Plan-les-Ouates et ancien président
de l’association des communes genevoises, sortir du bois avec l’intention de défendre
le siège de Serge Dal Busco. Ne comptant plus qu’une seule représentante depuis
l’exclusion de Pierre Maudet, le PLR a misé sur Anne Hiltpold pour former un duo
féminin avec Fontanet. Avec cette stratégie, la crainte des libéraux-radicaux était le
possible déficit de notoriété d’Anne Hiltpold, peu connue dans le canton malgré qu’elle
soit issue d’une famille active en politique (son frère est l’ancien conseiller national
Hugues Hiltpold). Pourtant, la possibilité d’une triple candidature a rapidement été
écartée, afin de permettre une éventuelle alliance avec d’autres partis. En outre, un
ancien du PLR était candidat sous la bannière du MCG. Le chirurgien Philippe Morel a
en effet tenté pour la troisième fois d’accéder au gouvernement. Les Vert’libéraux ont
compté sur la présidente de la section cantonale Marie-Claude Sawerschel, et sur Marc
Wuarin. A l’UDC, ce sont Lionel Dugerdil et Michaël Andersen — le compagnon de Céline
Amaudruz — qui ont brigué un siège. Enfin, plusieurs candidats libres se sont lancés
dans la course : l’ancien conseiller d’Etat PDC Luc Barthassat (civis), Olivier Pahud
(evolution suisse), Roland-Daniel Schneebeli (elan radical), Philippe Oberson (résistance
populaire), et évidemment Pierre Maudet (libertés et justice sociale). Selon Le Temps,
l’ancien conseiller d’Etat se trouvait en concurrence avec le MCG pour attirer « les
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déçus du système ». Parmi les 23 candidat.e.s, 13 se lançaient pour la première fois
dans la course à l’exécutif. 
Débriefé par Le Temps, le grand débat du premier tour a donné un aperçu des thèmes
qui ont parsemé la campagne. L’un des plus épineux au bout du lac demeure celui de la
mobilité. Le vert’libéral Marc Wuarin a prôné l’instauration d’un péage urbain – il était
le seul parmi l’ensemble des candidat.e.s à soutenir cette mesure, qui « a déjà fait ses
preuves ailleurs » selon lui. Parmi ses autres propositions, on notait également la
suppression des feux rouges et l’obligation de rouler à 30km/h au centre-ville, pour «
des gains de sécurité, de bruit et de fluidité ». La centriste Delphine Bachmann a
également constaté que les véhicules individuels sont trop nombreux au centre-ville de
Genève, et s’est prononcée en faveur du développement de la mobilité douce et des
transports publics. Tout à gauche, Teo Frei a défendu la gratuité des transports publics.
Puis, sur la question de la fiscalité, Jean Burgermeister et Carole-Anne Kast ont donné
la réplique à Nathalie Fontanet et Michael Andersen, lors de vifs débats où l’ancrage
gauche-droite a été extrêmement présent. Le PLR a notamment soutenu la diminution
de l’impôt sur le revenu pour les personnes physiques, « afin de soulager la classe
moyenne », et l’allégement de l’imposition des entreprises. En fin de compte, Le Temps
a souligné que Nathalie Fontanet et Antonio Hodgers se sont imposés comme les deux
poids lourds parmi les candidat.e.s, en raison de leur maîtrise des dossiers et de leur
aisance oratoire.
En vue du premier tour, le PLR a cherché à mettre sur pied une grande alliance de
droite, s'inspirant du succès de celles-ci dans les cantons de Vaud et Fribourg au cours
des dernières années. Si l'UDC s'y est montrée favorable, le Centre aurait privilégié une
alliance avec les Vert'libéraux alors que le PLR s'estimait idéologiquement trop éloigné
de l'UDC. Ces divergences ont eu pour conséquence un morcellement historique de la
droite. En effet, l'Entente genevoise – nom donné à la traditionnelle alliance entre
centristes et libéraux – n'a pas été reconduite, pour la première fois depuis 1936.

Avec une participation s’élevant à 37.1%, la désorganisation de la droite a profité au
ticket rose-vert: ses quatre candidat.e.s ont terminé dans les sept premières positions.
Mais les gagnants du premier tour ont aussi été Nathalie Fontanet et Pierre Maudet. La
première nommée est arrivée largement en tête du scrutin avec 49'218 suffrages,
frôlant la majorité absolue fixée à 49'947 voix. Elle a ainsi confirmé son image de femme
forte de l’exécutif. Quant à Pierre Maudet, son sixième rang (31'315 voix) a confirmé que
son ambition de réintégrer le Conseil d’Etat n’était pas illusoire. Malgré ses déboires
judiciaires, sa côte de popularité est restée élevée auprès de l’électorat genevois. Les
sortants Thierry Apothéloz (38'232 voix) et Antonio Hodgers (35'490 voix) ont occupé
les places deux et trois, suivis par Anne Hiltpold (35'147 voix), emmenée dans le sillage
de sa colistière Fontanet. Aux rangs cinq et sept, Fabienne Fischer (31'403 voix) et
Carole-Anne Kast (31'289 voix) se sont tenues dans un mouchoir de poche avec Maudet.
Parmi les candidatures figurant en ballotage défavorable, on retrouvait Philippe Morel
(29'575 voix), Delphine Bachmann (27'566 voix), Xavier Magnin (23'656), Lionel Dugerdil
(23'263) et Michaël Andersen (20'904), alors que les autres prétendant.e.s n’ont pas
dépassé le seuil des 20'000 suffrages. Les bons résultats de la gauche, couplés au
succès de Pierre Maudet, ont rebattu les cartes en vue du deuxième tour. A droite, une
réaction était attendue : si le PLR se trouvait en position de force après le premier tour,
le Centre, le MCG et l’UDC n’avaient pas atteint des résultats à la hauteur de leurs
attentes, alors même que, pour les deux derniers nommés, leurs résultats au Grand
Conseil avaient été excellents. La question d’une alliance est donc logiquement revenue
sur le tapis et a constitué l’enjeu principal de l’entre-deux tours. Restait à savoir qui la
composerait. Un ticket à cinq, entre les PLR Anne Hiltpold et Nathalie Fontanet, la
centriste Delphine Bachmann, l’UDC Lionel Dugerdil et le MCG Philippe Morel, a
finalement été plébiscité en assemblées des partis. Cette alliance était pour le Centre
un «réflexe de survie » afin de conserver son siège à l’exécutif, du moins d’après la
Tribune de Genève. Certaines voix ont même appelé à intégrer Pierre Maudet au sein de
l’alliance, afin de « bouter la gauche hors du gouvernement ». Cependant, cela n’a pas
été concluant, Pierre Maudet demeurant encore persona non grata aux yeux du PLR,
son ancien parti. Il a lui-même critiqué l’alliance, qualifiée de « bloc populiste, bric-à-
brac fait de compromis et de compromissions, sans programme commun ». Au sein
même des partis de droite, l’alliance n’a pas fait que des heureux. Dans la presse,
quelques personnalités du PLR et du Centre ont annoncé leur démission, se sentant en
porte-à-faux avec cette stratégie. Face au risque de désunion, la dénommée « Alliance
genevoise » a appelé à voter « compact ». Au total, 12 candidatures demeuraient en
course pour le second tour : outre les quatre du ticket rose-vert, les cinq de « l’Alliance
genevoise » et Pierre Maudet, Philippe Oberson et Olivier Pahud sont repartis pour un
tour malgré leur faible score du premier tour – ils ont occupés les deux dernières
places avec respectivement 4'348 et 3'338 suffrages.
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Au deuxième tour, le PLR a réalisé un carton-plein, Nathalie Fontanet confirmant son
score du premier tour (70'628 voix), suivie par Anne Hiltpold (58'487 voix). Avec un taux
de participation de 42.1%, ont aussi été élu.e.s Thierry Apothéloz (57'369 voix), Antonio
Hodgers (52'950 voix), Delphine Bachmann (51'379 voix), Pierre Maudet (48'345 voix) et
Carole-Anne Kast (47'956 voix), alors que la sortante Fabienne Fischer est restée à quai
(47'104 voix), tout comme Philippe Morel (42'006 voix) et Lionel Dugerdil (39'281 voix).
Sans surprise, Philippe Oberson (12'988 voix) et Olivier Pahud (11'202 voix) ont terminé
loin derrière. Selon Andrea Pilotti, politologue à l’université de Lausanne, l’alliance de
droite a partiellement fonctionné. D’un côté, le Centre en a particulièrement bénéficié,
sa candidate Delphine Bachmann ayant réalisé un bond spectaculaire entre les deux
tours. Au contraire, l’UDC et le MCG ont manqué leurs objectifs, à savoir d’entrer au
gouvernement (pour l’UDC) et d’y conserver son siège (pour le MCG). Cela indique que
l’électorat n’a pas complètement suivi la stratégie des partis. En outre, Delphine
Bachmann a reçu de nombreux votes de gauche, tout comme Anne Hiltpold et Nathalie
Fontanet. La Tribune de Genève a vu dans ce phénomène un vote « femme » de la part
de l’électorat de gauche pour compléter le ticket rose-vert. Ce résultat a laissé un goût
amer pour l’UDC et le MCG. Le président de ce dernier, François Baertschi a qualifié
l’alliance de « superficielle ». Pour la gauche, le résultat est décevant, mais pas
catastrophique pour autant. Avec sa non-réélection, Fabienne Fischer devient la
quatrième magistrate de suite à ne pas être réélue (après Michèle Künzler (vert-e-s) et
Isabel Rochat (plr) en 2013, ainsi que Luc Barthassat (pdc) en 2018). Mais au vu de la
concurrence, trois sièges valent mieux que deux. Ainsi, la majorité de gauche aura été
une « anomalie historique », a noté la Tribune de Genève (cela est arrivé trois fois
depuis les années 30, pour un total de neuf années). Enfin, la presse a relevé que Pierre
Maudet ne pouvait pas rêver de meilleur scénario, lui qui jouera certainement le rôle de
pivot au sein du gouvernement. Au terme des élections de 2023, le canton de Genève
se retrouve donc avec un parlement et un gouvernement qui penchent plus à droite
qu'auparavant. 4

Election Conseil d'Etat tessinois 2023

Elections des gouvernements cantonaux

Lors des élections cantonales de 2023, 49 personnes se sont portées candidates au
Conseil d'Etat dans le canton du Tessin. Contrairement au Grand Conseil (916
candidatures pour 90 sièges), ce chiffre ne constituait pas un record, 52 personnes
s'étant lancées dans la course il y a quatre ans. Parmi ces 49 candidatures, on recensait
18 femmes (36.7%, contre 32.1% en 2019 et 21.4% en 2015). Les espoirs de voir l'une
d'elles intégrer le gouvernement, exclusivement masculin lors des deux dernières
législatures, reposaient principalement sur les épaules de la candidate socialiste Marina
Carobbio Guscetti. En effet, quatre des cinq conseillers d'Etat sortants ont brigué un
nouveau mandat: dans l'ordre d'ancienneté, les ministres de la Lega dei Ticinesi
Norman Gobbi (élu en 2011) et Claudio Zali (choisi par son parti pour succéder au
défunt Michele Barra en 2013), ainsi que le PLR Christian Vitta (élu en 2015) et le
centriste Raffaele De Rosa (élu en 2019) partaient avec les faveurs de la cote. Au cours
d'une campagne dont le suspense n'a pas constitué le point fort, les discussions les
plus intenses ont eu lieu à gauche de l'échiquier politique. Manuele Bertoli, à la tête du
département de l'éducation, de la culture et des sports, a décidé de se retirer après
douze ans au gouvernement. La conseillère nationale verte Greta Gysin, mentionnée
parmi les papables, ayant finalement décidé de poursuivre sa carrière politique au sein
de la Berne fédérale, c'est la sénatrice Marina Carobbio Guscetti qui est sortie du bois.
Première femme tessinoise à entrer au Conseil des Etats en 2019, elle s'est ainsi à
nouveau attaquée à un bastion masculin, avec l'objectif de devenir la quatrième femme
à siéger au gouvernement tessinois, la première depuis le départ de la libérale-radicale
Laura Sadis en 2015. Pour maximiser les chances de conserver le siège de la gauche, le
PS et les Vert-e-s se sont alliés pour la première fois au sud des Alpes, convenant d'une
liste comprenant deux socialistes, deux vert-e-s et une personne issue de la société
civile. Aux côtés de Carobbio, le PS a présenté Yannick Demaria, membre de la jeunesse
socialiste et activiste du climat, mais très peu connu dans le microcosme politique
tessinois, ce qui lui a valu le qualificatif de «candidat d'accompagnement» de la part de
la NZZ. Déplorant le manque de concurrence interne, Amalia Mirante, qui voulait se
porter candidate, et Evaristo Roncelli, vice-président de la section cantonale, ont
décidé de quitter le PS pour créer le mouvement Avanti. Leurs critiques se sont
principalement adressées à la direction du parti cantonal, pas assez ouverte aux
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diverses sensibilités de la gauche selon eux. La direction du PS tessinois a défendu ses
choix, arguant que Marina Carobbio Guscetti incarnait la pensée du parti, alors que la
docteure en économie à la haute école spécialisée de la Suisse italienne Mirante n'avait
pas sa place dans le projet socialiste, étant trop proche des intérêts de l'économie et
ayant par exemple refusé l'initiative 99%.
En outre, Marina Carobbio Guscetti a été critiquée en raison de sa volonté de siéger au
Conseil des Etats jusqu'à son éventuelle élection. En particulier, la Lega et l'UDC ont
demandé qu'elle démissionne fin 2022 déjà, pour qu'une élection complémentaire
puisse être organisée dans un délai convenable avant les élections fédérales d'octobre
2023. La socialiste a catégoriquement rejeté l'idée d'une démission. Selon elle, cela
aurait signifié qu'elle se considérait comme certaine d'être élue, ce qui aurait correct
ni envers son électorat, ni vis-à-vis de ses colistières et colistiers. Pourtant, l'élection
de Carobbio était courue d'avance selon l'Aargauer Zeitung. 
Comme en 2019, la Lega et l'UDC ont fait liste commune, avec notamment le conseiller
national UDC Piero Marchesi sur la liste. Pour le conseiller d'Etat sortant Norman Gobbi,
l'alliance était importante afin de renforcer «le centre-droit» et défendre les thèmes
chers aux deux partis, à savoir la problématique de l'augmentation des primes
d'assurance-maladie, du coût de la vie, de l'énergie, et des prix des produits dans les
supermarchés, ainsi que la thématique des travailleurs transfrontaliers.
Comme les listes Lega-UDC et Vert-e-s-Socialistes, les listes du Centre, du PLR, du PVL,
de MPS-Indipendenti, du mouvement HelvEthica Ticino (né de l'opposition aux mesures
sanitaires durant la pandémie) et de l'alliance Parti communiste-POP présentaient cinq
candidatures. La formation Avanti s'est alliée avec Ticino&Lavoro pour coucher cinq
noms sur sa liste, alors que la liste Più Donne comprenait quatre femmes dans ses
rangs. 

Avec une participation de 56.0 pourcent (contre 59.7% en 2019), l'élection n'a
accouché d'aucune surprise. Les sortants ont été réélus: Christian Vitta avec 68'288
voix, Norman Gobbi avec 64'027 voix, Raffaele De Rosa avec 57'929 voix, et Claudio Zali
avec 57'224 voix. Enfin, Marina Carobbio Guscetti a réussi son entrée au gouvernement
en récoltant 42'664 voix. Comme en 2019, la liste Lega-UDC est celle qui a récolté la
plus grande part des suffrages (21.1%), suivie par les listes du PLR (18.9%), du PS-Vert-e-
s (15.1%), et du Centre (13.6%). Avanti con Ticino&Lavoro a cumulé 3.2 pourcent des
suffrages. Les autres listes se situaient en-dessous de 2 pourcent. A noter que 22.2
pourcent de l'électorat n'a pas choisi de voter pour une liste, mais de seulement
cocher le nom de divers.e.s candidat.e.s. La composition partisane du gouvernement
tessinois n'a donc pas connu d'évolution lors de cette élection.
Avec l'élection de Marina Carobbio Guscetti au gouvernement, le Tessin ne comptera
qu'un seul représentant au Conseil des Etats pour la session d'automne 2023. Il a en
effet été décidé que cela ne valait pas le coup d'organiser une élection complémentaire
alors que les élections fédérales se tiennent au mois d'octobre. Après ce week-end
électoral, trois cantons comptaient encore un gouvernement exclusivement masculin
(Argovie, Valais, Uri). Tout comme le Tessin, le canton de Lucerne a vu des femmes se
faire une place à l'exécutif. 5

Kantonale Regierungsratswahlen Luzern
2023

Elections des gouvernements cantonaux

Die Regierungsratswahlen im Kanton Luzern 2023 versprachen grosse Spannung, da
gleich drei der bisherigen fünf Mitglieder darauf verzichteten, sich erneut zur Wahl zu
stellen. Den Anfang bei den Rückzugsankündigungen machte im Juli 2022 Marcel
Schwerzmann (LU, parteilos). Der bisherige Bildungs- und Kulturdirektor wollte nach 16
Amtsjahren Platz für eine neue und jüngere Person machen, wie er mitteilte. Rund drei
Wochen später kündigte Gesundheits- und Sozialdirektor Guido Graf (LU, mitte) seinen
Verzicht auf eine erneute Kandidatur an. Dieser Entscheid kam eher überraschend,
hatte Graf doch lange noch beteuert, er wolle bei den Wahlen antreten. Graf blieb denn
auch eher vage bezüglich der Gründe für seinen Verzicht. Er betonte aber, dass er nach
13 Jahren im Amt nun Platz für eine Frau machen wolle. Gegen Ende August verkündete
schliesslich auch der Justiz- und Sicherheitsdirektor Paul Winiker (LU, svp), nicht mehr
zu den Wahlen antreten zu wollen. Der 66-Jährige gab an, er habe verschiedene
grössere Projekte lanciert, welche nun kurz vor der Umsetzung stünden. Dies benötige
aber Zeit und politische Konstanz, weshalb die Projekte von einer jüngeren Person
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übernommen werden sollten. Der bisherige Finanzdirektor Reto Wyss (LU, mitte) und
der bisherige Bau-, Umwelt- und Wirtschaftsminister Fabian Peter (LU, fdp) gaben
derweil bekannt, für eine weitere Amtszeit zu kandidieren.

Die drei Rückzüge eröffneten auch die Möglichkeit, dass erstmals seit 2015 wieder eine
Frau in die Regierung einziehen könnte. Die Mitte setzte sich deshalb zum Ziel, neben
ihrem bisherigen Regierungsrat Reto Wyss eine Frau zu portieren, um ihren zweiten Sitz
zu verteidigen. Von den vier internen Kandidatinnen entschieden sich die Mitte-
Delegierten schliesslich für die Wikoner Gemeindepräsidentin und Kantonsrätin
Michaela Tschuor (LU, mitte). Mit Andrea Kaufmann (LU, mitte) lancierte auch die Junge
Mitte eine Kandidatur, was von den Jungparteien der SVP und der FDP als
Effekthascherei kritisiert wurde. Auch die Delegierten der SP hatten die Wahl aus drei
internen Frauenkandidaturen und entschieden sich für die langjährige Kantonsrätin und
ehemalige Kantonsratspräsidentin Ylfete Fanaj (LU, sp). Durch Fanaj, die aus dem
Kosovo in die Schweiz eingewandert war, als sie neun Jahre alt war, sollten also nicht
nur die Frauen, sondern auch die linken Parteien seit 2015 erstmals wieder im
Regierungsrat vertreten sein. Auch bei der SP schickte die Jungpartei eine eigene
Kandidatin ins Rennen: Für die Juso trat deren Co-Präsidentin Zoé Stehlin (LU, sp) an.
Aus dem linken Lager kandidierte zudem die Grüne Christa Wenger (LU, gp). Die
Luzerner Stadtparlamentarierin hatte noch kaum Erfahrung in der Kantonspolitik,
weshalb ihre Nominierung in den Medien eher als Überraschung betitelt wurde. Fanaj
und Wenger betonten beide, wie wichtig es sei, dass wieder eine linke Stimme im
Regierungsrat einziehen würde, und spannten im Wahlkampf deshalb auch zusammen.
Von den Grünen stammte auch die dritte Kandidatin einer Jungpartei, Chiara Peyer (LU,
gp) trat für die Jungen Grünen zu den Regierungswahlen an. Schliesslich nominierte
auch die GLP eine Frau für den Regierungsrat, nämlich ihre Fraktionschefin im
Kantonsrat Claudia Huser (LU, glp). Huser sorgte im Wahlkampf indirekt für einigen
Wirbel, weil sie vom KMU- und Gewerbeverband des Kantons Luzern neben den
Kandidierenden von Mitte, FDP und SVP ebenfalls zur Wahl empfohlen wurde. Dies
sorgte bei den Mitte-Rechts-Parteien für Unmut und Unverständnis, da sie die GLP
nicht als bürgerliche Partei erachteten. Wie die GLP schickte auch die SVP ihren
Fraktionschef aus dem Kantonsrat ins Rennen um den Regierungsrat. Armin Hartmann
(LU, svp) war nur wenige Stunden nach dem Rücktritt von Parteikollege Paul Winiker
offiziell von der Parteileitung vorgeschlagen und später von den Delegierten
ungefährdet nominiert worden, um den freigewordenen Sitz für die Partei zu
verteidigen. Das Kandidierendenfeld komplettierte Jürgen Peter (LU, parteilos). Peter
trat als Parteiloser an, war aber von 2011 bis 2018 Mitglied der SVP gewesen. 
Inhaltlich war der Wahlkampf geprägt von den Themen Spitalpolitik – insbesondere
betreffend die künftigen Leistungen im Spital Wolhusen –, Klimapolitik,
Steuersenkungen und Mobilität. 

Der erste Wahlgang fand am 2. April 2023 statt. Beide bisherige Regierungsräte
schafften bereits im ersten Durchgang ungefährdet die Wiederwahl. Am meisten
Stimmen holte Fabian Peter (fdp; 59'586), dahinter platzierte sich Reto Wyss (mitte;
58'408) auf dem zweiten Platz. Auch die Mitte-Kandidatin Michaela Tschuor schaffte
die Wahl bereits im ersten Wahlgang souverän. Sie holte 58'008 Stimmen und übertraf
damit klar das absolute Mehr von 54'418 Stimmen. Die direkte Wahl verpassten
hingegen Armin Hartmann mit 50'225 Stimmen und Ylfete Fanaj mit 39'442 auf den
Plätzen vier und fünf. Etwas abgeschlagen dahinter platzierten sich Claudia Huser
(28'805) und Christa Wenger (28'109). Die Vertreterinnen der Jungparteien Andrea
Kaufmann (25'208), Zoé Stehlin (22'051) und Chiara Payer (21'546) sowie der parteilose
Jürgen Peter (5'053) blieben chancenlos. Die Wahlbeteiligung betrug 39.6 Prozent. 

Zum zweiten Wahlgang traten neben Armin Hartmann und Ylfete Fanaj auch Claudia
Huser, Chiara Peyer und Jürgen Peter noch einmal an. Zu reden gab zwischen den
Wahlgängen insbesondere die Wahlempfehlung der Mitte für Fanaj statt für Huser.
Primär begründete die Mitte ihren Entscheid mit der Konkordanz: Es sei an der Zeit, die
SP wieder in die Regierung einzubinden. Der Präsident der Mitte, Christian Ineichen
(LU, mitte), bestätigte gegenüber den Medien allerdings auch, dass seine Partei mit der
SP einen Deal abgeschlossen hatte. Die SP habe im Gegenzug für die Unterstützung im
zweiten Wahlgang zugesichert, in naher Zukunft die GLP bei Regierungsratswahlen nicht
zu unterstützen. Die Mitte erhoffte sich damit, ihre beiden Sitze im Regierungsrat in
künftigen Wahlen besser verteidigen zu können. Weitere Unstimmigkeiten zwischen
GLP und SP kamen auf, als ein Komitee, dem auch Claudia Huser angehörte, ein Inserat
veröffentlichte, in dem Fanaj unter anderem die Unterstützung einer «staatlich
gesteuerten Planwirtschaft» unterstellt wurde. Die SP zeigte sich empört, dass Huser
«mit Diffamierungen Wahlkampf betreibt».
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Am 14. Mai fand schliesslich der zweite Wahlgang statt. Armin Hartmann (svp; 51'078
Stimmen) schwang von den verbliebenen Kandidierenden obenaus und wurde
ungefährdet gewählt. Neben ihm schaffte auch Ylfete Fanaj (sp; 45'053) den Einzug ins
Regierungsgremium. Die beiden setzten sich letztlich gegen Claudia Huser (39'674),
Chiara Peyer (22'367) und Jürgen Peter (3'873) durch. 

Die Wahlbeteiligung fiel mit 33.7 Prozent erwartungsgemäss etwas tiefer aus als noch im
ersten Wahlgang. Die frisch gewählte Regierung nahm wenige Tage später die
Departementsverteilung vor. Dabei übernahm Armin Hartmann das Bildungs- und
Kulturdepartement, Ylfete Fanaj das Justiz- und Sicherheitsdepartement und Michaela
Tschuor das Gesundheits- und Sozialdepartement. Die bisherigen Fabian Peter und
Reto Wyss blieben in ihren Departementen. 6

Bestätigungswahlen Regierungsrat Appenzell
Innerrhoden 2023

Elections des gouvernements cantonaux

Wie im Kanton Appenzell Innerrhoden üblich, mussten sich auch 2023 die
amtierenden Regierungsräte und -rätinnen bei der Landsgemeinde einer
Bestätigungswahl stellen. Dabei gab es nur eine Gegenkandidatur für einen Posten in
der Regierung. Stefan Wetter (AI, parteilos), ehemaliges SVP-Mitglied, gab kurzfristig
bekannt, an der Landsgemeinde gegen Bauherr Ruedi Ulmann (AI, mitte) antreten zu
wollen. Wetter war laut eigenen Angaben vor einigen Jahren aus der SVP ausgetreten,
weil er sich mit dem Kurs der nationalen SVP nicht mehr hatte identifizieren können. 
Am 30. April 2023 wurden schliesslich wie erwartet alle amtierenden Regierungsräte
von der Landsgemeinde bestätigt. Auch die Bestätigung von Ulmann war ungefährdet,
obwohl Wetter mehr Stimmen geholt hatte, als von einer so kurzfristig publik
gewordenen, wilden Kandidatur hatte erwartet werden können, wie die Zeitung
«Appenzeller Volksfreund» kommentierte. 7

ÉLECTIONS
DATE: 30.04.2023
ELIA HEER

Election complémentaire au gouvernement
neuchâtelois 2023

Elections cantonales complémentaires

Il avait une voie royale devant lui et n'a pas manqué l'occasion: le socialiste Frédéric
Mairy a été élu sans coup férir au gouvernement neuchâtelois en lieu et place de son
camarade de parti Laurent Kurth, qui avait donné fin août sa démission après dix
années passées au Château. Frédéric Mairy, jusqu'alors membre de l'exécutif de la
commune de Val-de-Travers, a récolté 82.3 pour cent des suffrages (24'750 voix), pour
une faible participation de 22.7 pour cent. Il faut dire qu'il n'y avait guère de suspense
dans cette campagne jouée d'avance. Les deux seuls contradicteurs du socialiste
étaient le partisan du vote blanc Thomas Wroblevski (10.8 pour cent des voix), qui avait
déjà annoncé qu'il démissionnerait immédiatement en cas d'élection, et l'électron libre
Jean-Luc Pieren (6.9% des voix), ancien de l'UDC qui s'est présenté sous la bannière du
parti fédéraliste européen. 
Les débats les plus intenses ont en fait concerné le timing de la démission de Laurent
Kurth. En annonçant son départ à quelques mois des élections fédérales, ce dernier
aurait agi stratégiquement pour offrir sur un plateau sa place à Frédéric Mairy, ont
dénoncé d'autres partis, dont plusieurs personnalités susceptibles de briguer le siège
étaient déjà en lice pour les fédérales. Il a un temps été question de reporter le vote,
une possibilité qui n'a finalement pas été retenue par le Conseil d'Etat malgré la
recommandation émise en ce sens par le Grand Conseil. 8

ÉLECTIONS
DATE: 26.11.2023
MATHIAS BUCHWALDER
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Übersicht über die kantonalen und
kommunalen Wahlen 2023

Elections

Im Jahr 2023 wählte die Stimmbevölkerung von sieben Kantonen (ZH, LU, BL, AR, AI, TI
und GE) ihr Parlament. Als Gewinnerin der kantonalen Parlamentswahlen 2023 erwies
sich die SVP, die ein Plus von 13 Sitzen verbuchen konnte. Diesen Zuwachs verdankte
sie den guten Ergebnissen in den Kantonen Luzern (+ 5 Sitze), Genf (+ 4 Sitze), Tessin (+
3 Sitze) und Zürich (+ 1 Sitz). Nachdem die Grünen im Jahr zuvor noch Sitze hatten
dazugewinnen können, erlitten sie 2023 in den Kantonen Zürich (-3 Sitze), Luzern (-3
Sitze), Basel-Landschaft (-2 Sitze) und Tessin (-1 Sitz) Verluste. Weiterhin auf der grünen
Welle ritten hingegen die Grünliberalen, die 2023 insgesamt 8 Sitze (BL: +3; AR: +2; TI:
+2; ZH: +1) dazugewinnen konnten. In Appenzell Ausserrhoden schafften sie bei ihrem
ersten Antreten auf Anhieb den Sprung in den Kantonsrat. Im Gegenzug erlitten die
Freisinnigen 2023 geradezu eine Talfahrt – sie verloren 11 Sitze. Dieses Minus hatten sie
vor allem dem Kanton Genf zuzuschreiben, wo sie im Vergleich zu den Wahlen 2018 6
Sitze verloren. Die übrigen 5 Sitze verloren sie in den Kantonen Appenzell Ausserrhoden
(-3 Sitze) und Tessin (-2 Sitze). Die FDP sah sich damit als grösste Verliererin bei den
kantonalen Parlamentswahlen im Jahr 2023. Die SP, welche im Kanton Basel-Landschaft
einen Verlust von zwei und im Tessin von einem Sitz hinnehmen musste, machte diese
mit jeweils einem zusätzlichen Parlamentssitz in den Kantonen Zürich, Appenzell
Ausserrhoden und Genf wieder wett. Bei der Mitte, welche in den sieben Kantonen
nach der Fusion der CVP mit der BDP zum ersten Mal unter neuem Banner auftrat, liess
sich das Fazit des vorherigen Jahres wiederholen, denn es zeigte sich in den Kantonen
weiterhin ein geteiltes Bild. Während die Mitte in den Kantonen Zürich (+ 3 Sitze) und
Basel-Landschaft (+ 2 Sitze) zulegen konnte, stagnierte sie in Appenzell Ausserrhoden
und im Tessin (+ 0 Sitze) und musste in den Kantonen Genf (- 3 Sitze) und Luzern (- 2
Sitze) Sitzverluste verbuchen. 

Beim Frauenanteil im Parlament zeigte sich ebenfalls ein geteiltes Bild, denn dieser
konnte in vier von sieben Kantonen – namentlich in den Kantonen Luzern (+ 5.8
Prozentpunkte), Genf (+ 4.0 Prozentpunkte), Zürich (+ 3.3 Prozentpunkte) und
Appenzell Ausserrhoden (+ 1.6 Prozentpunkte) – erhöht werden. Auf der anderen Seite
reduzierte sich der Frauenanteil in den Kantonen Appenzell Innerrhoden (- 2
Prozentpunkte), Basel-Landschaft (- 2.2 Prozentpunkte) und im Tessin (- 2.2
Prozentpunkte). Der Anteil der Frauen über alle Schweizer Kantonsparlamente hinweg
betrug Ende 2023 rund 32 Prozent und nahm im Vergleich zum Vorjahr leicht zu (Ende
2022: 29.7%). Bei der Wahlbeteiligung überschritt einzig der Kanton Tessin mit 56
Prozent die 50-Prozent-Marke. Die tiefste Mobilisierung wies 2023 der Kanton
Appenzell Ausserrhoden mit 31.4 Prozent Wahlbeteiligung auf. Eine leichte Steigerung
der Wahlbeteiligung im Vergleich zu den vorhergehenden Wahlen schaffte 2023 einzig
der Kanton Zürich (2023: 34.9%; 2019: 33.5%). Die übrigen Kantone sahen sich mit
einer niedrigeren Wahlbeteiligung im Vergleich zu den vorhergehenden Wahlen
konfrontiert. 

Neben ihren Legislativen wählten die sieben Kantone 2023 auch ihre Exekutiven neu.
Anders als bei den Parlamentswahlen änderte sich an der Regierungszusammensetzung
in den meisten Kantonen allerdings relativ wenig. Parteipolitische Verschiebungen
erfolgten lediglich in drei von sieben Kantonen. Im Kanton Luzern konnte die SP mit der
Wahl von Ylfete Fanaj (LU, sp) den Sitz des zurücktretenden parteilosen Marcel
Schwerzmann (LU, parteilos) übernehmen. Im Kanton Basel-Landschaft musste die SVP
nach dem Rücktritt von Thomas Weber (BL, svp) ihren Regierungsratssitz an Thomi
Jourdan (BL, evp) und die EVP abgeben, womit letztere ihren ersten kantonalen
Regierungssitz erobern konnte. Eine Sitzverschiebung auf Kosten der Grünen gab es
2023 im Kanton Genf, wo sich die FDP mit der Wahl von Nathalie Fontanet (GE, fdp) und
der Nichtwiederwahl von Fabienne Fischer (GE, gp) einen Platz in der kantonalen
Regierung sichern konnte. Ohne parteipolitischen Neuerungen gingen die
Regierungswahlen in den Kantonen Zürich, Appenzell Ausserrhoden, Appenzell
Innerrhoden und Tessin aus. 

Der Frauenanteil in den kantonalen Regierungen wurde in vier von sieben Kantonen
erhöht. Die grösste Veränderung findet sich im Kanton Luzern, der seit 2015 rein
männlich regiert wurde: Zwei der drei vakanten Sitze wurden mit Frauen besetzt. Auch
in den Kantonen Appenzell Ausserrhoden, Tessin und Genf führten die Wahlen zu einer
Erhöhung des Frauenanteils in der Regierung, nicht aber in den Kantonen Zürich, Basel-

ÉLECTIONS
DATE: 31.12.2023
CATALINA SCHMID
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Landschaft und Appenzell Innerrhoden; dort blieb der Frauenanteil konstant. Mit einem
Total von 48 Frauen in den kantonalen Regierungen der Schweiz betrug der
Frauenanteil 2023 31.2 Prozent, womit dieser im Vergleich zum Vorjahr um 2.6
Prozentpunkte gesteigert werden konnte. 

Kantonale Ersatzwahlen fielen mit dem Rücktritt von Laurent Kurth (NE, sp) schliesslich
im Kanton Neuenburg an, wo die SP ihren Sitz mit der Wahl von Frédéric Mairy (NE, sp)
jedoch erfolgreich zu verteidigen wusste.  

In den zehn grössten Schweizer Städten fanden 2023 keine kommunalen Wahlen statt. 9

1) Amtliche Resultate Zürcher Regierungsratswahlen; NZZ, 12.1., 13.1.22; NZZ, TA, 8.2.22; NZZ, 9.2.22; NZZ, TA, 19.2.22; NZZ,
TA, 18.3.22; NZZ, TA, 25.3.22; TA, 4.4.22; NZZ, TA, 7.4.22; TA, 5.5., 18.6.22; NZZ, TA, 29.6.22; NZZ, TA, 30.6.22; TA, 11.8., 13.8.,
1.9.22; NZZ, TA, 10.9.22; NZZ, 17.9.22; TA, 29.9.22; NZZ, 12.11.22; TA, 26.11., 2.12., 7.12.22; NZZ, 20.12., 27.12.22; TA, 29.12.22,
6.1.23; NZZ, 7.1., 9.1., 11.1.23; TA, 12.1.23; NZZ, 21.1.23; NZZS, 22.1.23; NZZ, 23.1.23; TA, 27.1.23; TA, 9.2.23; Blick, NZZ, TA,
13.2.23
2) Regierungsratswahlen 2023; BaZ, 17.5.22; BLZ, 18.5.22; BaZ, 20.5.22; BLZ, 17.6., 1.7., 2.7.22; BaZ, 13.7., 2.8., 6.8.22; BLZ,
BaZ, 16.8.22; BLZ, 18.8.22; BLZ, BaZ, 19.8.22; BLZ, 20.8., 22.10., 24.10., 12.12., 15.12.22, 5.1.23; BaZ, 7.1.23; BLZ, 9.1.23; BaZ,
14.1.23; BLZ, 16.1., 19.1.23; BLZ, BaZ, 21.1.23; BaZ, 25.1., 27.1.23; BLZ, 28.1.23; BaZ, 31.1.23; TA, 7.2.23; BLZ, BaZ, 13.2.23; BLZ,
15.2.23
3) Amtliche Resultate Gesamterneuerungswahlen Appenzell Ausserrhoden; APZ, 13.5., 2.6.22; AVF, 17.9.22; APZ, 21.9.,
28.10.22; AVF, 2.11.22; APZ, 5.11.22; AVF, 3.12., 17.12.22; APZ, 19.12.22; AVF, 20.12.22, 14.2.23; APZ, 17.2., 18.2., 3.3.23; SGT,
10.3.23; APZ, 13.3.23; APZ, AVF, 14.3.23
4) Résultat élection du Conseil d'Etat genevois du 2 avril 2023 (Premier tour); Résultat élection du Conseil d'Etat genevois du
30 avril 2023 (Deuxième tour); TG, 31.1., 25.2.22; LT, 26.2.22; TG, 8.3., 14.3.22; LT, 24.3., 29.3.22; TG, 6.4., 26.4.22; LT,
27.4.22; LT, TG, 30.4.22; TG, 4.5., 10.5.22; LT, TG, 11.5.22; TG, 20.5., 23.5., 2.6., 10.6.22; LT, 11.6.22; TG, 14.6., 16.6., 1.7.22; LT,
4.7.22; LT, TG, 29.9.22; TG, 11.10.22; LT, 13.10.22; TG, 5.11.22; LT, 9.11.22; TG, 14.11., 16.11., 24.11., 26.11., 30.11., 6.12., 7.12., 12.12.,
13.12., 14.12., 19.12.22; TG, 22.12.22; TG, 3.1., 17.1., 25.1., 1.2., 4.2.23; LT, 22.2.23; TG, 24.2.23; LT, 3.3.23; LT, TG, 7.3.23; LT,
9.3., 11.3., 14.3.23; TG, 16.3.23; LT, 17.3.23; TG, 18.3.23; LT, 22.3.23; TG, 23.3.23; LT, TG, 27.3.23; LT, TG, 1.4.23; LT, TG, 3.4.23;
TG, 4.4.23; LT, TG, 5.4.23; TG, 6.4.23; LT, TG, 8.4.23; LT, TG, 12.4.23; TG, 13.4.23; LT, 14.4.23; TG, 15.4.23; LT, 17.4., 18.4.23;
LT, TG, 19.4.23; LT, TG, 20.4.23; LT, TG, 21.4.23; LT, TG, 22.4.23; LT, 24.4., 25.4.23; TG, 26.4.23; TG, 27.4.23; LT, TG, 1.5.23;
LT, TG, 2.5.23; NZZ, 3.5.23; TG, 4.5.23; LT, Lib, TG, 10.5.23; TG, 11.5.23; LT, 25.5.23; TG, 30.5., 31.5.23; LT, 1.6.23
5) CdT, 13.6., 23.8., 24.8.22; NZZ, 8.9.22; CdT, 13.10., 24.10.22; AZ, 29.10.22; CdT, 14.11.22; AZ, 15.11.22; NZZ, 16.11.22; CdT,
9.12.22; NZZ, 20.12.22; AZ, 21.12.22; CdT, 2.1., 24.1., 8.2., 9.2.23; Lib, 17.2.23; NZZ, 17.3.23; AZ, CdT, Lib, NZZ, TA, 3.4.23; TA,
4.4.23; CdT, 7.4., 15.4.23
6) Amtliche Resultate erster Wahlgang; Amtliche Resultate zweiter Wahlgang; LZ, 10.3., 4.4., 6.5., 1.6., 29.6., 5.7., 22.7., 23.7.,
26.8., 27.8., 30.8., 9.9., 26.9., 3.10., 4.10., 27.10., 31.10., 4.11., 8.11.22; LZ, 9.12.22; LZ, 3.1., 24.1., 25.1., 6.2., 13.2., 15.2., 23.2.,
24.2., 27.2., 1.3., 4.3., 6.3.23; LZ, 7.3.23; LZ, 9.3., 20.3.23; LZ, NZZ, 3.4.23; LZ, 4.4., 6.4.23; NZZ, 18.4.23; LZ, 20.4., 6.5.23; LZ,
TA, 15.5.23
7) APZ, 29.4.23; AVF, 1.5.23
8) Exp, 31.8.23; Exp, 3.9.23; Exp, 7.9.23; LT, 8.9.23; Exp, 9.9., 11.9.23; Exp, LT, 13.9.23; Exp, 28.9.23; Exp, 3.10.23; LT, 30.10.23;
Exp, 6.11.23; Exp, 16.11.23; Exp, NZZ, 21.11.23; LT, 22.11.23; Exp, LT, 27.11.23
9) Kantonale und kommunale Wahlen 2023
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